
Viele Menschen haben die Ten-
denz freiwillig zu viel zu be-

zahlen – und damit auch noch zu-
frieden zu sein. Warum das so ist
undwie Unternehmen davon profi-
tieren können, haben die Ökono-
men Anja Lambrecht von der Uni-
versity of California in Los Angeles
und Bernd Skiera von der Universi-
tät Frankfurt in einer aufwändigen
empirischen Untersuchung analy-
siert. Vor allem Telekom-Netzbe-
treiber und Internet-Dienstleister
können dieses Phänomen ausnut-
zen – indem sie ih-
ren Kunden Pau-
schaltarife, so ge-
nannte „Flat Ra-
tes“, anbieten.
Die Studie ba-

siert auf Transakti-
onsdaten von
mehr als 10 000
Kunden eines An-
bieters von schnel-
len Internet-An-
schlüssen via DSL-
Technik. JederNut-
zer hatte die Wahl
zwischen einer
„Flat Rate“ und
mehreren Tarifen,
bei denen nach
Nutzung abgerech-
net wird – je nach Höhe der Grund-
gebühr gibt es dabei unterschied-
lich viele Freieinheiten.
Lambrecht und Skiera stellen

fest: Die Hälfte der Kunden, die
sich für die Monatspauschale oder
einen Tarif mit hoher Grundgebühr
und vielen Freieinheiten entschie-
den haben, zahlen drauf – weil sie
zu wenig im Internet surfen. Diese
unsinnige Vorliebe zur Pauschale
nennen die Ökonomen „Flat-Rate-
Bias“. Dem DSL-Anbieter beschert
dies ein einträgliches Geschäft.
Denn verglichen mit dem für ihn
günstigsten Tarif zahlt jeder zweite
Kunde mit irrationaler Pauschal-
Präferenzmehr als das Doppelte.
UmdieGründe für denHang zur

„Flat Rate“ festzustellen, befragten
die beidenÖkonomen 1000Kunden
des Anbieters per E-Mail. Das Er-
gebnis: DieMehrheitwählt die Pau-
schale, weil sie ihre Internet-Nut-
zung überschätzt. Viele Nutzer
schätzen an der „Flat Rate“ zudem,
dass sie damit Schwankungen der
KostenvonMonat zuMonat vermei-
den können. Außerdem genießen
sie die Internetnutzungmehr, wenn
sie nicht mehr über die damit ver-
bundenenKosten nachdenkenmüs-
sen – wenn also im Hintergrund
kein Taxameter mehr tickt.
Nun könnte es für die Anbieter

problematisch sein, ihre Kunden in
demIrrtumzu lassen,mit einer Pau-
schale besser bedient zu sein. Denn
die unnötig hohen Kosten könnten
dazu führen, dass sich dieDSL-Nut-
zer bei anderen Anbietern umse-
hen und abwandern.
Doch die Autoren kommen zu

dem Ergebnis: Die Wechselwahr-
scheinlichkeit vonKunden, die frei-
willig zu viel bezahlen, ist nicht sig-
nifikant höher als die von Kunden,
die eine für sie optimale Gebühren-
struktur gewählt haben. Dagegen
ist die Abwanderungswahrschein-
lichkeit bei denKunden, die proEin-
heit bezahlen, aber mit einer Pau-
schale günstiger fahren würden,
drei bis zehnmal höher.
Deshalb ist ein Kunde mit „Flat-

Rate-Bias“ für den Anbieter lang-
fristig etwa doppelt so wertvoll wie

ein rationaler
Kunde. Nutzer, die
sich in die entge-
gengesetzte Rich-
tung vertun, sind
langfristig sogar et-
was weniger wert
als richtig rech-
nende Kunden.
Die Autoren lei-

ten folgende Emp-
fehlungen für die
Anbieter ab: Wenn
möglich sollten die
Unternehmen ei-
nen Pauschalpreis
anbieten, um die
Vorliebe für Pau-
schaltarife auszu-
nutzen – und auf

keinen Fall die Option anbieten, au-
tomatisch zumgünstigstenTarif ab-
zurechnen. Für die Unternehmen
lohnt es sich zudem, den „Flat-
Rate-Bias“ durch Marketing zu ver-
stärken.
Auch Konsumenten können

Schlüsse aus der Studie ziehen. Je-
der „Flate-Rate“-Nutzer sollte sich
fragen, ob sich der Pauschaltarif
wirklich für ihn rechnet. Und er
könnte sich überlegen, wie er die
Vorteile eines Pauschaltarifs nut-
zen kann, ohne auch dessen Nach-
teile in Kauf zu nehmen. Eine radi-
kaleMethodewäre es, ein besonde-
resKonto fürTelefon- und Internet-
rechnungen einzurichten. Darauf
überweistmansich selbst jedenMo-
nat den Betrag für die „Flat-Rate“,
bezahlt denAnbieter aber nutzungs-
abhängig. Wäre ein Pauschaltarif
günstiger, würde man das schnell
merken. Im umgekehrten Fall, der
ja relativ wahrscheinlich ist, kann
man sichan einemwachsendenGut-
haben erfreuen – und trotzdem
ohne monatlich schwankende Kos-
ten und ohne Taxameter im Hinter-
kopf im Internet surfen.

Von NORBERT HÄRING
HANDELSBLATT, 3.11.2005
ari DÜSSELDORF. Die Chancen für
eine Beschleunigung des Wirt-
schaftswachstums in Deutschland
nach der Jahreswende sind gestie-
gen. Denn der Handelsblatt-Frühin-
dikator, der der konjunkturellenEnt-
wicklung etwa drei Monate voraus
läuft, liefert im November für das
erste Quartal 2006 eine optimisti-
schere Prognose als im Oktober.
Ausschlaggebend waren eine sich
festigende Nachfrage bei Industrie
undBauhauptgewerbe sowie verbes-
serte Geschäftserwartungen im ver-
arbeitendenGewerbe.Der Frühindi-
kator sagt jetzt einenAnstieg des ge-
samtdeutschen realen Bruttoin-
landsprodukts (BIP) in gleitender
Jahresrate von 1,1 Prozent voraus.
Im Oktober war die Indikator-

prognose für den gleichen Zeitraum
noch 0,2 Prozentpunkte niedriger,
hatte aber bereits ein schnelleres
Wachstum signalisiert als bis Ende
dieses Jahres. Die gleitende Jahres-
rate für das erste Quartal stellt die
Veränderung des BIP im Zeitraum
April 2005 bisMärz 2006 gegenüber
dem Zeitraum April 2004 bis März
2005 dar. Am Jahresende entspricht
die gleitende Jahresrate dem Wirt-
schaftswachstum im Gesamtjahr.
Für 2005prognostiziert derHandels-
blatt-Frühindikator weiterhin 0,7
Prozent. Er liegt damit um einen
Zehntel-Prozentpunkt unter der
Vorhersage der sechs führenden
Wirtschaftsforschungsinstitute in
ihremHerbstgutachten.

Die Institute erwarten im nächs-
ten Jahr ein Wachstum von 1,2 Pro-
zent. „Sollte sich die Konjunkturdy-
namikder vergangenenMonate fort-
setzen, dürfte für 2006 sogarwesent-
lichmehr drin sein“, sagt Ulrich van
Suntum, Ökonomieprofessor in
Münster. Er hat den Handelsblatt-
Frühindikator entwickelt und be-
treut ihn laufend. Ein höheres
Wachstum als bisher veranschlagt
ist nach van Suntums Ansicht aber
nur erreichbar, wenn die Politik der
Konjunktur nicht die Luft nehme.
Die schlechteste aller Varianten im
Zuge der Konsolidierung des Staats-
haushalts wären Steuer- und Abga-
benerhöhungen ohne nachhaltige
Ausgabenkürzungen, sagt van Sun-
tum. Er plädiert für eine „Kombina-
tion von Ausgabenkürzungen und
Einnahmeerhöhungen im Verhält-
nis vonmindestens drei zu eins“.
Gestützt werden die günstigeren

Konjunkturaussichten nicht nur
durch die im Oktober gestiegenen
Stimmungsindikatoren. Auchdie re-
alwirtschaftliche Entwicklung hat
sich zuletzt gebessert. Besonders po-
sitivwertet van Suntum, dass die für
die Konjunktur wichtige Inlands-
nachfrage nach Investitionsgütern
im August gestiegen ist – trotz der
sonst schwachen Binnennachfrage,
die sich imRückgang desEinzelhan-
delsumsatzes einschließlich Kraft-
fahrzeug- und Tankstellen-Handel
niederschlägt.
Auch die höhere Kapazitätsaus-

lastung in der Industrie kann zu den
Anzeichen für eine echte Konjunk-
turwende gezählt werden. Nach der
Oktober-Umfrage unter den deut-
schen Einkaufsmanagern in der In-
dustrie ist es deshalb unter dem
Strich auch zu Neueinstellungen
vonArbeitskräften gekommen.
Auch für die Wirtschaft in Ost-

deutschland sind die Chancen für
eineWachstumsbeschleunigung ge-
stiegen. Das Handelsblatt-Ostbaro-
meter sagt für 2005 ein Wachstum
von 0,8 Prozent und für das erste
Quartal 2006 jetzt einen BIP-An-
stieg in gleitender Jahresrate von 1,4
Prozent voraus.

Schnelleres Wachstum zeichnet sich ab
Handelsblatt-Frühindikator für Deutschland prognostiziert Konjunkturbelebung im Frühjahr

A. Lambrecht, B. Skiera
(2006): Paying Too Much
and Being Happy About It:
Existence, Causes and Con-
sequences of Tariff-Choice
Biases, erscheint im Mai 2006
im „Journal of Marketing“.
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Wie man Kunden dazu bringt,
freiwillig zu viel zu bezahlen

Handelsblatt-Frühindikator für Deutschland in Prozent
Aussichten Anfang 2006 günstig
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Quartalsprognose des Frühindikators für das jeweils folgende Quartal, Stand: November 2005,
reales Bruttoinlandsprodukt für Deutschland in gleitender Jahresrate.
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HANDELSBLATT, 3.11.2005
ari DÜSSELDORF. Deutschland
muss in den nächsten 15 Jahren
mehr Energie und Rohstoffe einspa-
ren sowiedieVerlagerungdesGüter-
transports auf Schiene und Wasser
intensivieren. Sonst lassen sich die
2002 beschlossenen Ziele in der so
genannten Nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie in diesenbeidenBerei-
chen nicht erreichen. Dies ist das
wichtigste Ergebnis der neuesten
umweltökonomischen Gesamtrech-
nungen (UGR), die das Statistische
Bundesamt gestern in Berlin vor-
legte. Für erreichbarhält dasAmtda-
gegen diebis 2010 anvisiertenKlima-
schutzziele mit Verringerung der
Treibgas- und Luftschadstoff-Emis-
sionen sowie steigendem Anteil er-
neuerbarer Energien am Primär-
energie- und am Stromverbrauch.
Die UGR zeigen, wie sparsam

oder verschwenderisch eine Volks-
wirtschaft mit ihren Ressourcen
und importierten Rohstoffen um-
geht sowie welche Belastungen sie
der Umwelt zumutet. Die Energie-
produktivität erhöht sich beispiels-
weise,wenndas realeBruttoinlands-
produkt schneller steigt als die für
die Produktion benötigte Menge an
Primärenergie.
Die Nachhaltigkeitsstrategie

strebt einen wesentlich effiziente-
ren Einsatz von Energie und Roh-
stoffen an. Nach ihr sollen sich die
Energieproduktivität bezogen auf
das Jahr 1990 und die Rohstoffpro-
duktivität bezogen auf 1994 bis zum
Jahr 2020 jeweils verdoppeln.

Der absolute Energieverbrauch
ist nach der UGR zwischen 1990
und2004 zwar um3,2 Prozent gesun-
ken.Dennoch ist die Energieproduk-
tivität nach der neuen UGR erst um
27 Prozent oder jährlich zwei Pro-
zent gestiegen. Rein rechnerisch hät-
ten esmit Blick auf das Zieljahr aber
bereits fast 50 Prozent sein müssen.
Um das Ziel der Verdoppelung den-
noch zu erreichen, müsse sich der
Anstieg der Energieproduktivität
bis 2020 auf jährlich 4,5 Prozent be-
schleunigen, rechnete der Präsident
des Statistischen Bundesamtes, Jo-
hannHahlen, vor.

„Wir müssen zum Tempo des
Rückgangs der 90er-Jahre zurück“,
sagte er. Denn in der ersten Hälfte
dieses Jahrzehnts verlangsamte sich
der Anstieg sogar. Laut Hahlen hat
sich der Rückgang beimEnergiever-
brauch auf die ersten Jahre nach der
Wiedervereinigung konzentriert.
Seit Mitte der 90er-Jahre steige er
wieder. Davor waren nach der Wie-
dervereinigung umweltbelastende
und energieineffiziente Kraftwerke
in den neuen Bundesländern stillge-
legt oder umgerüstet worden.
Neben dem sparsameren Einsatz

von Energie habe außerdem der
Strukturwandel in der Wirtschaft
die Energieproduktivität gesteigert,
erläuterte Hahlen. Für die Produk-
tion von Dienstleistungen wird we-
sentlich weniger Energie benötigt

als im produzierenden Gewerbe.
Der steigendeAnteil vonDienstleis-
tungen an der Wertschöpfung
macht sich deshalb bei der Energie-
bilanz positiv bemerkbar.
Der Anstieg der Rohstoffproduk-

tivität – bezogen auf das Basisjahr
1994 waren es bis 2004 kumuliert 29
Prozent oder 2,9 Prozent pro Jahr –
ist laut Hahlen sogar nur auf den
Strukturwandel zurückzuführen
und nicht auf einen sparsameren
Einsatz der Rohstoffe. Dass vor al-
lem dieMenge an Baurohstoffen ab-
genommen hat, beruhe zum einen
auf der nach 1994 einsetzenden Re-
zession in der Bauwirtschaft, zum
anderen auf dem zunehmenden Re-
cycling von Bauschutt. Auch die
Rohstoffproduktivität muss bis
2020 schneller zulegen, um das
Nachhaltigkeitsziel zu erreichen.
Bei Metallen stellten die Statistiker
sogar eine sinkende Produktivität
fest, d.h. der Verbrauch von Metal-
len nahm stärker zu als die Wirt-
schaftsleistung.
Für die Energie- und Rohstoffbi-

lanzen berücksichtigen die Statisti-
ker auch Importe einschließlich
Halb- und Fertigwaren aus Rohstof-
fen. Ihr Volumen erhöhte sich zwi-
schen 1994 und 2003 um 15,5 Pro-
zent, gleichzeitig sank die Menge
der im Inland abgebauten Rohstoffe
umeinFünftel. „Wir habendie inlän-
dische Natur zunehmend geschont,
aber die Umweltschäden“, die mit
Rohstoffgewinnung verbunden
sind, „durch Importe ins Ausland
verlagert“, kommentierte Hahlen.

� Die Auftragseingänge beim verarbei-
tenden Gewerbe (Gewicht zwölf Prozent)
haben im August gegenüber Juli zwar um
3,8 Prozent nachgegeben. Doch das
dürfte eher eine technische Reaktion auf
den überaus starken, durch Großauf-
träge verzerrten Anstieg im Vormonat
von 4,1 Prozent gewesen sein. Auf Mo-
natssicht sanken die Auslandsnachfrage
um 6,2 Prozent und die Inlandsbestellun-
gen um 1,2 Prozent. Konjunkturell be-
deutsam ist, dass die inländische Investi-
tionsgüternachfrage entgegen diesem
Trend um 1,6 Prozent zugelegt hat.
� Die Bau-Nachfrage (Gewicht 24 Pro-
zent) ist im August gegenüber Juli sprung-
haft um 5,4 Prozent gestiegen. Der
Trend weist schon seit Mai nach oben.
Das jüngste Plus wurde allerdings aus-
schließlich im Tiefbau (14 Prozent) er-
zielt. Offenbar kam es vor allem in West-
deutschland zu Großaufträgen.
� Die Einzelhandelsumsätze (Gewicht
elf Prozent) sind im August einschließlich
Auto- und Tankstellenhandel erneut
leicht um 0,4 Prozent gesunken. Für Sep-
tember zeichnet sich vorläufigen Berech-
nungen zufolge ein weiterer Rückgang
um ein Prozent ab, der im aktuellen Früh-
indikator aber noch nicht enthalten ist.

Vor allem bei größeren Anschaffungen
hielten sich die Verbraucher weiter zu-
rück. Ob es in den kommenden Monaten
zu einer Trendwende kommt, worauf das
im Oktober stark verbesserte Geschäfts-
klima im westdeutschen Einzelhandel
hindeutet, muss angesichts der jüngsten
politischen Ereignisse in Berlin abgewar-
tet werden. Wichtige Hinweise auf eine
neuerliche Verunsicherung dürfte das
nächste Konsumklima liefern. Im Okto-
ber hatte es sich erholt.

� Die Ifo-Geschäftserwartungen im
gesamtdeutschen verarbeitenden Ge-
werbe ohne Ernährung (Gewicht 13 Pro-
zent) haben sich im Oktober überra-
schend kräftig erholt. Der entspre-
chende Index kletterte von 3,0 auf 8,9
Punkte. Auch der Index für die Exporter-
wartungen ist weiter von 14,2 auf 16,4
Punkte gestiegen. Die aktuelle Ge-
schäftslage beurteilte die Industrie eben-
falls erheblich positiver; dieser Teilindex
stieg von 1,5 auf 6,3 Punkte.
� Der ZEW-Index der Konjunkturerwar-
tungen für Deutschland (Gewicht 40 Pro-
zent) ist im Oktober von 38,6 auf 39,4
Punkte gestiegen. Er hat sich damit nach
dem starken Rückgang im September et-
was erholt. Die befragten Analysten und
institutionellen Anleger beurteilten die
aktuelle Konjunkturlage allerdings unver-
ändert pessimistisch. Der entspre-
chende Index veränderte sich kaum und
liegt bei minus 58 Punkten.
� Definition: Der Indikator soll frühzei-
tig Wendepunkte der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung anzeigen und läuft ihr
etwa drei Monate voraus. Referenzgröße
ist die gleitende Jahresrate des realen
Bruttoinlandsprodukts. Das ist die Verän-
derung in den vergangenen vier gegen-
über den vorherigen vier Quartalen.

Quartalsprognose für das jeweils folgende Quartal,
Stand: November 2005
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Deutschland geht mit Energie
nicht effizient genug um
Statistisches Bundesamt: Umweltziele können nur zum Teil erreicht werden

NEUES AUS DER WISSENSCHAFT

Aufträge Einzelh. Ifo-Ind.- Frühin- Konj.baro-
Monat Ind.1) Bau2) Umsatz3) Erwart.4) ZEW5) Quartal dikator6) meter Ost7)
2004 Aug. 102,1 73,6 101,1 9,1 45,3 4. Qu. 1,7 % 1,2 %

Sept. 102,9 73,1 100,8 9,9 38,4 2004
Okt. 103,9 73,8 101,6 7,9 31,3
Nov. 101,3 69,5 102,3 5,0 13,9 1. Qu. 1,3 % 0,9 %
Dez. 108,9 75,4 101,1 9,4 14,4 2005
Jan. 105,1 66,7 102,7 7,9 26,9

2005 Feb. 103,0 64,7 100,6 4,4 35,9 2. Qu. 0,8 % 0,4 %
März 105,1 70,5 100,9 1,8 36,3
April 102,8 68,0 100,5 – 2,3 20,1
Mai 105,2 72,3 102,7 – 5,0 13,9 3. Qu. 0,8 % 0,8 %
Juni 107,6 71,6 101,8 – 5,4 19,5
Juli 112,0 73,9 101,4 2,5 37,0
Aug. 107,8 77,9 101,0 5,1 50,0 4. Qu. 0,7 % 0,8 %
Sept. – – – 3,0 38,6
Okt. – – – 8,9 39,4 1. Qu.
Nov. – – – – – 2006 1,1 % 1,4 %

Stand: November 2005. Gewichtung in Klammer: 1) Auftragseingang verarbeit. Gewerbe (12 %), saisonbereinigt, Vo-
lumen-Index 2000 = 100; 2) Auftragseingang Bauhauptgewerbe (24 %), sonst wie 1); 3) Umsätze im Einzelhandel in-
klusive Kfz-Handel und Tankstellen (11 %), real, saisonb., 2003 = 100; 4) Ifo-Geschäftserwartungen im verarbeit. Ge-
werbe ohne Ernährung (13 %), saisonb., prozentualer Saldo; 5) ZEW-Konjunkturtest (40 %); 6) Frühindikator-Prog-
nose für das angegebene Quartal; 7) Ostbarometer-Prognose mit folgenden saisonb. Einzelwerten: Ifo-Geschäfts-
klima ostdeutsches Bauhauptgewerbe (71 %), Auftragseingang beim ostdeutschen verarbeit. Gewerbe (5 %) sowie
beim Baugewerbe (24 %). Quellen: Ifo, ZEW, Bundesbank, Stat. Bundesamt

Der Handelsblatt-Früh-Indikator besteht aus fünf konjunkturrelevanten Einzelkomponenten. Die aktuellen Ent-
wicklungen:

Kein Wohlstand
ohne Wachstum.

Kein Wachstum
ohne Investitionen.

Keine Investitionen
ohne starke Unternehmen.

www.rwe.com

RWE will in den nächsten 15 Jahren zwölf Milliarden Euro in modernste
Kraftwerke sowie in eine effiziente Energiegewinnung in Deutschland
investieren. Für eine jederzeit zuverlässige und umweltfreundliche
Energieversorgung. Solche Investitionen in Wachstum und Arbeit brau-
chen Planungssicherheit. Und marktgerechte Preise. Wir sind bereit,
dieses Geld zu investieren. Das ist unser Angebot an unsere Kunden
sowie an Politik und Wirtschaft. RWE. Für Sie da.

Strukturwandel hilft,
Rohstoffe einzusparen
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